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O 08.06.2021 Haupt- und Finanzausschuss (HFA)

Sachverhalt:
Gem. § 2 der Geschaftsordnung fur den Rat und die Ausschisse haben die
Fraktionen der CDU und SPD folgende Antrage gestellt:

I. Die Verwaltung wird beauftragt, alle fiir die Stadt Wegberg geltenden
Gebiihrensatzungen zu uberarbeiten. Dabei sollen die in der nachfolgenden
Begriundung dargestellten Priorisierungen vorgenommen werden.

Il. Die Verwaltung wird beauftragt, fur alle geltenden Gebuhrensatzungen der
Stadt Wegberg eine Matrix mit fixen Uberarbeitungsfristen zu erstellen

lll. Die Verwaltung wird beauftragt, die in diesem Antrag beschriebenen
MaBnahmen als KonsolidierungsmaBnahme im Haushaltssicherungskonzept
aufzunehmen.

Begriindung:

Zul.:

Die  Stadt Wegberg befindet sich seit dem Jahr 2015 im
Haushaltssicherungskonzept. Um das Haushaltssicherungskonzept planmaRig 2024
verlassen zu koénnen, muss das Ziel eines ausgeglichenen Ergebnishaushalts im
Vordergrund aller politischen Uberlegungen und Entscheidungen stehen. Um dieses
Ziel zu erreichen, ist es notwendig, ausreichende Ertrage zu erwirtschaften, um die
laufenden Kosten zu decken.

Im Rahmen des Haushaltssicherungskonzeptes der Stadt Wegberg soll ein Beitrag
zur Haushaltskonsolidierung durch die Erhéhung der Grundsteuer B geleistet
werden. Die Fraktionen von CDU und SPD sind der Ansicht, dass neben einer
mdglichen Grundsteuererhbhung eine verursacherbezogene Kostenverteilung im
Vordergrund stehen sollte.

Nach Auffassung der Fraktionen von CDU und SPD sollen hierbei aufgrund der
Aktualitat der anzuwendenden Satzungen folgende Satzungen priorisiert Uberarbeitet
und dem Rat der Stadt Wegberg zur Entscheidung vorgelegt werden:



1.) Gebuhrensatzung Nr. 16: Satzung Uber die Erhebung von Beitragen nach § 8
KAG fur stralRenbauliche MalRnahmen der Stadt Wegberg.

Begrindung: Aufgrund des neuen Kommunalabgabengesetzes ist flr
beitragspflichtige Stralenausbaumalinahmen eine Forderung seitens des Landes
NRW vorgesehen. Damit zeitnah mit den gemal dem Strallen- und Wegekonzept
geplanten Arbeiten begonnen werden kann, muss die KAG-Satzung dringend
Uberarbeitet werden. Es ist hierbei aus unserer Sicht wichtig, eine Abrechnung der
anfallenden Anliegerbeitrage auf einer aktualisierten Gebuhrensatzung vornehmen
zu konnen.

2.) Satzungen Nr. 7,9,11:

- Satzung uUber Erhebung von Kostenersatz flr Einsatze der freiwilligen Feuerwehr
Wegberg

- Satzung uber die Erhebung von Gebuhren fur die Durchfuhrung der
BrandverhlUtungsschau in Wegberg

- Entgeltordnung der Stadt Wegberg Uber die Erhebung von Entgelten fur die
Gestellung von Brandsicherungswachen und weiteren freiwilligen Leistungen der
Freiwilligen Feuerwehr Wegberg.

Begrindung: Im Stellenplan fur das Jahr 2021 wurde eine neue Stelle zur

zur Verstarkung der hauptamtlichen Mitarbeiter der Feuerwehr Wegberg
beschlossen. Diese(r) Mitarbeiter*in soll laut Stellenbeschreibung die bisher
grofldtenteils aus Zeitgrunden nicht durchfuhrbaren Brandverhitungsschauen
durchflhren. Bei der Durchsicht der geltenden Gebuhrensatzungen ist zudem
ersichtlich, dass die bereits in 2016 verabschiedeten Gebuhren aus unserer Sicht
nicht an den tatsachlichen IST-Kosten orientiert sein kdnnen.

Ebenfalls bitten wir im Rahmen der beauftragten Uberpriifung um eine
Zusammenlegung der oben genannten drei aufgeflihrten Feuerwehrsatzungen, um
Zukunftig eine Vereinfachung und Vereinheitlichung der Gebuhrenberechnung zu
erzielen.

3.) Gebuhrensatzung Nr. 1: Verwaltungsgebuhrensatzung der Stadt Wegberg

Begrundung: Die Verwaltungsgebuhrensatzung wurde letztmalig in 2016 gepruft und
verabschiedet. Im Laufe der vergangenen Jahre und auch aufgrund der aktuellen
Pandemie-Lage hat eine zunehmende Digitalisierung der Vorgange stattgefunden.
Die aktuell geltende Geblhrensatzung ist daher, neben der Angleichung der
Gebulhren an die IST-Kosten, auch um neu abzurechnende Tatigkeiten zu erganzen.

4.) Gebuhrensatzung Nr. 15: Satzung Uber die Erhebung von
ErschlieBungsbeitragen

Begrundung: Die Stadt Wegberg hat kurz- bis mittelfristig die ErschlieRung vieler
Wohngebiete angestolien. Die aktuell geltende Satzung beruht aus dem Jahr 1981
und wurde letztmalig im Jahr 2008 erganzt. Aus unserer Sicht ist daher dringend eine
aktualisierte Form der ErschlieBungssatzung zu verabschieden, um auch hier
kostendeckende und damit verursachergerechte Abrechnungen vornehmen zu
konnen.

Alle anderen geltenden Gebihrensatzungen sollen auf die Notwendigkeit ihres
Fortbestandes gepruft und im Anschluss aktualisiert werden. Den antragstellenden
Fraktionen ist bewusst, dass die Uberarbeitung der geltenden Satzungen einen
gewissen Zeitrahmen in Anspruch nehmen wird. Wir bitten daher kurzfristig um



Darstellung eines Zeitplans, in dem alle Satzungen unter Angabe des
Fertigstellungszeitpunktes der Uberarbeitung aufgefiihrt werden. Hierdurch soll es
dem Rat ermdglicht werden, durch eine Anderung der Bearbeitungsreihenfolge ggfs.
eine weitere Priorisierung vornehmen zu kénnen. Im Rahmen der Uberarbeitung soll
dem Rat zukiinftig eine Ubersicht zur Verfligung gestellt werden, aus der die
laufenden Ertrage aus der geltenden Geblhrensatzung und den zuklnftigen
Ertragen aus der neu zu verabschiedenden Gebuhrensatzung den anfallenden IST-
Kosten gegenubergestellt werden.

Zu ll.:

Erstellung eines konsequenten Uberarbeitungssystems

Die geltenden Gebuhrensatzungen der Stadt Wegberg reichen teilweise bis in das
Jahr 1981 zurick. Auch die Satzungen jungeren Datums koénnen aufgrund
gestiegener Kosten nach unserer Auffassung nicht mehr den IST-Kosten
entsprechen. Die Fraktionen von CDU und SPD halten daher fur alle geltenden
Geblhrensatzungen der Stadt Wegberg eine Matrix mit fixen Uberarbeitungsfristen
fur notwendig. (z.B. jahrlich, alle 3 Jahre, alle 5 Jahre) Hierbei sollte aus unserer
Sicht ein Hauptaugenmerk - mit der Folge damit ggfs. verbundener kurzerer
Uberarbeitungszeitrdume - auf den stetig steigenden Personalkosten liegen. Die zu
erstellende Uberarbeitungsmatrix ist dem Haupt- und Finanzausschuss zur Beratung
und Verabschiedung vorzulegen. Deren Einhaltung ist laufend zu Uberprifen, um
zukunftig eine verursachergerechte Abrechnung der laufenden Kosten der Stadt
Wegberg sicherzustellen.

Zu lll.:

Die vorgeschlagenen Malinahmen dienen der Haushaltskonsolidierung und sollen
deshalb nach  Auffassung der antragstellenden  Fraktionen in  das
Haushaltssicherungskonzept aufgenommen werden.

Auch die Verwaltung ist der Ansicht, dass die Kosten fur Leistungen auf die Nutzer in
Form von GeblUhren umgelegt werden sollen und unterstitzt daher den Antrag der
Fraktionen der CDU und SPD.

Beschlussvorschlag:
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, die Verwaltung wie folgt zu
beauftragen:

I. Alle fur die Stadt Wegberg geltenden GeblUhrensatzungen zu Uberarbeiten. Dabei
sollen die in der nachfolgenden Begriundung dargestellten Priorisierungen
vorgenommen werden.

ll. Fur alle geltenden Gebuhrensatzungen der Stadt Wegberg eine Matrix mit fixen
Uberarbeitungsfristen zu erstellen

[ll. Die in diesem Antrag beschriebenen Malinahmen als Konsolidierungsmafinahme
im Haushaltssicherungskonzept aufzunehmen.



Anlage:
- Antrag der Fraktionen von CDU und SPD vom 14.05.2021
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CDU-Fraktion SPD-Fraktion

Herrn Blrgermeister
Michael Stock
Rathaus

41844 Wegberg

Wegberg, den 14. Mai 2021

Antrag gem. § 2 der Geschaftsordnung fiir den Rat und die Ausschiisse

Sehr geehrter Herr Stock,
Die Fraktionen von CDU und SPD stellen folgende Antrage:

I Die Verwaltung wird beauftragt, alle flr die Stadt Wegberg geltenden
Geblihrensatzungen zu (iberarbeiten. Dabei sollen die in der nachfolgenden
Begriindung dargestellten Priorisierungen vorgenommen werden.

Il. Die Verwaltung wird beauftragt, fir alle geltenden Geblihrensatzungen der Stadt
Wegberg eine Matrix mit fixen Uberarbeitungsfristen zu erstellen

Il Die Verwaltung wird beauftragt, die in diesem Antrag beschriebenen Mallnahmen als
KonsolidierungsmaBnahme im Haushaltssicherungskonzept aufzunehmen.

Begriindung:

Zul.:

Die Stadt Wegberg befindet sich seit dem Jahr 2015 im Haushaltssicherungskonzept. Um das
Haushaltssicherungskonzept planmaRig 2024 verlassen zu kdnnen, muss das Ziel eines
ausgeglichenen Ergebnishaushalts im Vordergrund aller politischen Uberlegungen und
Entscheidungen stehen. Um dieses Ziel zu erreichen, ist es notwendig, ausreichende Ertrage zu
erwirtschaften, um die laufenden Kosten zu decken.

Im Rahmen des Haushaltssicherungskonzeptes der Stadt Wegberg soll ein Beitrag zur
Haushaltskonsolidierung durch die Erh6hung der Grundsteuer B geleistet werden. Die Fraktionen von
CDU und SPD sind der Ansicht, dass neben einer moglichen Grundsteuererhéhung eine
verursacherbezogene Kostenverteilung im Vordergrund stehen sollte.



Nach Auffassung der Fraktionen von CDU und SPD sollen hierbei aufgrund der Aktualitat der
anzuwendenden Satzungen folgende Satzungen priorisiert Gberarbeitet und dem Rat der Stadt
Wegberg zur Entscheidung vorgelegt werden:

1.) Gebihrensatzung Nr. 16: Satzung Gber die Erhebung von Beitrdagen nach § 8 KAG fur
strallenbauliche Malinahmen der Stadt Wegberg.

Begriindung: Aufgrund des neuen Kommunalabgabengesetzes ist fur beitragspflichtige
StralRenausbaumaRRnahmen eine Forderung seitens des Landes NRW vorgesehen. Damit
zeitnah mit den gemald dem StralRen- und Wegekonzept geplanten Arbeiten begonnen
werden kann, muss die KAG-Satzung dringend Uiberarbeitet werden. Es ist hierbei aus unserer
Sicht wichtig, eine Abrechnung der anfallenden Anliegerbeitrage auf einer aktualisierten
Geblihrensatzung vornehmen zu kdénnen.

2.) Satzungen Nr.7,9,11:

- Satzung liber Erhebung von Kostenersatz flr Einsdtze der freiwilligen Feuerwehr
Wegberg

- Satzung liber die Erhebung von Gebihren fiir die Durchflihrung der
Brandverhiitungsschau in Wegberg

- Entgeltordnung der Stadt Wegberg tber die Erhebung von Entgelten fir die Gestellung
von Brandsicherungswachen und weiteren freiwilligen Leistungen der Freiwilligen
Feuerwehr Wegberg.

Begriindung: Im Stellenplan fiir das Jahr 2021 wurde eine neue Stelle zur

zur Verstarkung der hauptamtlichen Mitarbeiter der Feuerwehr Wegberg
beschlossen. Diese(r) Mitarbeiter*in soll laut Stellenbeschreibung die bisher
groRtenteils aus Zeitgriinden nicht durchfiihrbaren Brandverhiitungsschauen
durchfiihren. Bei der Durchsicht der geltenden Gebiihrensatzungen ist zudem
ersichtlich, dass die bereits in 2016 verabschiedeten Geblihren aus unserer Sicht
nicht an den tatsdachlichen IST-Kosten orientiert sein kénnen.

Ebenfalls bitten wir im Rahmen der beauftragten Uberpriifung um eine
Zusammenlegung der oben genannten drei aufgefiihrten Feuerwehrsatzungen, um
Zukinftig eine Vereinfachung und Vereinheitlichung der Gebiihrenberechnung zu
erzielen.

3.) Gebiihrensatzung Nr. 1: Verwaltungsgebiihrensatzung der Stadt Wegberg

Begriindung: Die Verwaltungsgebiihrensatzung wurde letztmalig in 2016 geprift und
verabschiedet. Im Laufe der vergangenen Jahre und auch aufgrund der aktuellen Pandemie-
Lage hat eine zunehmende Digitalisierung der Vorgange stattgefunden. Die aktuell geltende
Geblihrensatzung ist daher, neben der Angleichung der Gebiihren an die IST-Kosten, auch
um neu abzurechnende Tatigkeiten zu erganzen.

4.) Geblihrensatzung Nr. 15: Satzung tber die Erhebung von ErschlieRungsbeitragen

Begriindung: Die Stadt Wegberg hat kurz- bis mittelfristig die Erschlielung vieler
Wohngebiete angestoRen. Die aktuell geltende Satzung beruht aus dem Jahr 1981 und



wurde letztmalig im Jahr 2008 ergdnzt. Aus unserer Sicht ist daher dringend eine aktualisierte
Form der ErschlieBungssatzung zu verabschieden, um auch hier kostendeckende und damit
verursachergerechte Abrechnungen vornehmen zu kénnen.

Alle anderen geltenden Gebihrensatzungen sollen auf die Notwendigkeit ihres Fortbestandes
geprift und im Anschluss aktualisiert werden. Den antragstellenden Fraktionen ist bewusst, dass die
Uberarbeitung der geltenden Satzungen einen gewissen Zeitrahmen in Anspruch nehmen wird. Wir
bitten daher kurzfristig um Darstellung eines Zeitplans, in dem alle Satzungen unter Angabe des
Fertigstellungszeitpunktes der Uberarbeitung aufgefiihrt werden. Hierdurch soll es dem Rat
ermoglicht werden, durch eine Anderung der Bearbeitungsreihenfolge ggfs. eine weitere
Priorisierung vornehmen zu kénnen. Im Rahmen der Uberarbeitung soll dem Rat zukiinftig eine
Ubersicht zur Verfligung gestellt werden, aus der die laufenden Ertrige aus der geltenden
Gebihrensatzung und den zukiinftigen Ertragen aus der neu zu verabschiedenden Gebihrensatzung
den anfallenden IST-Kosten gegeniibergestellt werden.

Zull.:

Erstellung eines konsequenten Uberarbeitungssystems

Die geltenden Gebilihrensatzungen der Stadt Wegberg reichen teilweise bis in das Jahr 1981 zurtick.
Auch die Satzungen jlingeren Datums kénnen aufgrund gestiegener Kosten nach unserer Auffassung
nicht mehr den IST-Kosten entsprechen. Die Fraktionen von CDU und SPD halten daher fiir alle
geltenden Gebiihrensatzungen der Stadt Wegberg eine Matrix mit fixen Uberarbeitungsfristen fiir
notwendig. (z.B. jahrlich, alle 3 Jahre, alle 5 Jahre) Hierbei sollte aus unserer Sicht ein
Hauptaugenmerk - mit der Folge damit ggfs. verbundener kiirzerer Uberarbeitungszeitrdume - auf
den stetig steigenden Personalkosten liegen. Die zu erstellende Uberarbeitungsmatrix ist dem Haupt-
und Finanzausschuss zur Beratung und Verabschiedung vorzulegen. Deren Einhaltung ist laufend zu
Uberprifen, um zukiinftig eine verursachergerechte Abrechnung der laufenden Kosten der Stadt
Wegberg sicherzustellen.

Zu lll.:

Die vorgeschlagenen MalRnahmen dienen der Haushaltskonsolidierung und sollen deshalb nach
Auffassung der antragstellenden Fraktionen in das Haushaltssicherungskonzept aufgenommen
werden.

Marcus Johnen Ralf Wolters
Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzender

CDU-Fraktion SPD-Fraktion



	Vorlage
	Anlage  1 Antrag der Fraktion von CDU und SPD vom 14.05.2021 - Gebührensatzungen

